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Wichtige neue Entscheidung 

 
 
Baurecht/Verwaltungsprozessrecht: Klagebefugnis obligatorisch Berechtigter bei 
Anfechtung von Baugenehmigungen 
 
§ 42 Abs. 2 VwGO, § 34 BauGB, Art. 66 Abs. 3 BayBO, Umweltrechtsbehelfsgesetz, 
Art. 9 Aarhus-Übereinkommen 
 
Antrag eines Mieters auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung seiner Klage 
gegen die dem Bauherrn erteilte Baugenehmigung 
Antragsbefugnis (verneint) 
 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 11.08.2014, Az. 15 CS 14.740 

 
 
Orientierungssätze: 
 
1. Aus den im vereinfachten Genehmigungsverfahren nach Art. 59 Satz 1 Nr. 1 

BayBO zu prüfenden Vorschriften über die Zulässigkeit des Vorhabens nach 
den §§ 29 bis 38 BauGB lassen sich keine Abwehrrechte eines Mieters einer 
dem Bauvorhaben benachbarten Wohnung herleiten. Nachbarschutz aus den 
Vorschriften des Bauplanungsrechts kann grundsätzlich nur der jeweilige – 
zivilrechtliche – Eigentümer eines benachbarten Grundstücks in Anspruch 
nehmen. 
 

2. Da das planungsrechtliche Gebot der Rücksichtnahme weder ein eigenständig 
zu prüfendes Zulässigkeitserfordernis noch eine allgemeine Härteklausel ist, 
die über den speziellen Vorschriften des Städtebaurechts steht (sondern 
Bestandteil einzelner gesetzlicher Vorschriften des Baurechts), reicht der 



durch das Rücksichtnahmegebot vermittelte Nachbarschutz nicht weiter, als 
der sich aus den bauplanungsrechtlichen Vorschriften ergebende 
Nachbarschutz. 
 

3. Der Mieter kann sich bei Beeinträchtigungen des Mietgegenstandes zum 
einen an den Vermieter halten und zum anderen Abwehransprüche nach 
anderen Rechtsvorschriften, etwa nach imissionsrechtlichen Bestimmungen, 
geltend machen. 
 

4. Die Anwendbarkeit des Umweltrechtsbehelfsgesetzes auf Individualklagen 
setzt eine mögliche Verletzung subjektiver Rechte voraus, vermittelt aber 
keine davon losgelöste Klage- bzw. Antragsbefugnis. 
 

5. Art. 9 Abs. 3 des Aarhus-Übereinkommens ist mangels unionsrechtlicher oder 
innerstaatlicher Umsetzung weder unmittelbar anwendbar, noch fordert das 
Unionsrecht eine Auslegung (des Bauplanungsrechts) contra legem. 

 
 
Hinweis: 
 
Der BayVGH legt die bisher herrschende Auffasung zur Klagebefugnis von 
obligatorisch Berechtigten gegen Baugenehmigungen im Einzelnen dar, der er sich 
anschließt, und setzt sich zudem umfassend mit subjektiven Antragsrechten aus 
Unionsrecht sowie aus den zu seiner Umsetzung erlassenen Rechtsvorschriften 
auseinander. 
 
 
Dr. Käß 
Oberlandesanwalt 
 
 
 
15 CS 14.740 

RO 2 S 14.341 

G r o ß e s  

S t a a t s w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

 

In der Verwaltungsstreitsache 



*. ***** ******, 

*. ******* ******, 

 ** * *** * ********: ******** * *, ***** ********, 

 - ************* - 

 

************** ** * *** *: 

************* ****, 

*********** ***. *, ***** **********, 

 

gegen 

 

Freistaat Bayern, 

 

vertreten durch: 

Landesanwaltschaft Bayern, 

Ludwigstr. 23, 80539 München, 

 - Antragsgegner - 

 

beigeladen: 

****** ************ 

********* **** ***** ********, 

 

wegen 

 

Nachbaranfechtung einer Baugenehmigung 



(Antrag nach § 80 Abs. 5 VwGO); 

hier: Beschwerde der Antragsteller gegen den Beschluss des Bayerischen 
Verwaltungsgerichts Regensburg vom 10. März 2014, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 15. Senat, 

durch den Richter am Verwaltungsgerichtshof Gänslmayer als Vorsitzenden, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Schweinoch, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof König 

 

ohne mündliche Verhandlung am 11. August 2014 

folgenden 
Beschluss: 

 

 I. Die Beschwerde wird zurückgewiesen. 

 

 II. Die Antragsteller haben die Kosten des Beschwerdeverfahrens als 
Gesamtschuldner zu tragen. Die Beigeladene trägt ihre 
außergerichtlichen Kosten selbst. 

 

 III. Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 5.000 Euro 
festgesetzt. 

 

Gründe: 

I. 

 

Die Antragsteller wenden sich im Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes gegen 

die der Beigeladenen erteilte bauaufsichtliche Genehmigung zum „Neubau einer 

landwirtschaftlichen Bewegungshalle“ (Vorhaben) vom 28. November 2013 auf einer 

bislang als Reitplatz genutzten Teilfläche des Grundstücks FlNr. **/* der Gemarkung 

P******* (Baugrundstück). Sie sind Mieter einer Wohnung im Gebäude HsNr. ** auf 

dem östlich angrenzenden Grundstück FlNr. **/* der Gemarkung P******* 
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(Nachbargrundstück). Die Beigeladene hält vier eigene Pferde und acht 

Pensionspferde; sie ist als Reittherapeutin tätig. 

 

Nach den mit Genehmigungsvermerk versehenen Bauvorlagen weist die 

Bewegungshalle eine Fläche von 940,63 m² auf (Außenwandlängen: 43,75 m/Nord-

Süd x 21,50 m/Ost-West). Die Firsthöhe beträgt nach Planangaben 8,577 m, die 

Traufhöhen jeweils 5,084 m. Der Abstand der Bewegungshalle (traufseitig) beträgt 

zum östlich gelegenen Nachbargrundstück ca. 5 m und zum Gebäude HsNr. ** 

ca. 9 m. Die im Verfahren nicht beteiligte Eigentümerin des Nachbargrundstücks hat 

gegen die ihr am 30. November 2013 zugestellte Baugenehmigung keinen 

Rechtsbehelf eingelegt. 

 

Die Antragsteller haben am 20. Februar 2014 Klage gegen die Baugenehmigung 

vom 28. November 2013 erhoben (Verwaltungsgericht Az. RO 2 K 14.340, 

Verwaltungsgerichtshof Az. 15 ZB 14.1067). Gleichzeitig beantragten sie, die 

aufschiebende Wirkung ihrer Klage anzuordnen. Mit Beschluss vom 10. März 2014 

lehnte das Verwaltungsgericht den Antrag ab. Zur Begründung führte das 

Verwaltungsgericht aus, die Antragsteller könnten nicht entsprechend § 42 Abs. 2 

VwGO mit Erfolg geltend machen, durch die Baugenehmigung in eigenen Rechten 

verletzt zu sein, weil sie nicht selbst Eigentümer des Nachbargrundstücks seien, 

sondern als Mieter lediglich ein obligatorisches Recht von dem Eigentümer ableiten 

würden, das ihnen kein öffentlich-rechtliches Abwehrrecht gegen die 

Baugenehmigung vermittle. 

 

Hiergegen richtet sich die Beschwerde der Antragsteller. Sie machen geltend, die 

Antragsteller seien bei der Anfechtung einer Baugenehmigung auch als Mieter klage- 

und antragsbefugt, sofern sie immissionsschutzrechtliche und damit auch 

umweltschutzrechtliche Belange geltend machten. Andernfalls würde ihnen der 

Zugang zu den Gerichten in Umweltsachen verwehrt, was mit den europarechtlichen 

Vorgaben in Art. 10a der Richtlinie 85/337 nicht zu vereinbaren sei. Art. 66 Abs. 3 

BayBO sei deshalb dahin auszulegen, dass auch Mietern und anderen obligatorisch 

Berechtigten Zugang zu den Gerichten gewährt werden müsse, wenn 

umweltschutzrechtliche Belange tangiert würden. Dies gelte insbesondere dann, 

wenn der Eigentümer auf die Geltendmachung seiner drittschützenden Rechte 

verzichte. Davon abgesehen habe das Verwaltungsgericht verkannt, dass Mieter 

auch im Baugenehmigungsverfahren mit eigenen Rechten beteiligt sein und dem 
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Nachbarbegriff unterfallen könnten. Das Abwehrrecht der Mieter folge aus ihrem 

Besitzrecht, das ebenfalls unter dem Schutz des Art. 14 GG stehe. Da ein Eingriff in 

die Gesundheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 GG) insbesondere dann gegeben sei, wenn 

immissionsschutzrechtliche Vorschriften verletzt seien und mit dem Bau der 

genehmigten Anlage sowohl unzumutbare Geruchs- wie auch Lärmimmissionen 

einhergehen würden, seien die Antragsteller als Mieter auch aus diesem Grund zur 

Erhebung der Nachbarklage und des Eilantrags befugt. Die gegenständliche 

Baugenehmigung sei im Hinblick auf die Anzahl der Pferde, die Betriebszeiten und 

den Umfang der Nutzung, insbesondere hinsichtlich der Fragen des Lärmschutzes 

und der Geruchsbelastung derart unbestimmt (Art. 37 BayVwVfG), dass sie auf 

Klage der Antragsteller aufzuheben sei. 

 

Die Antragsteller beantragen, 

 

den Beschluss des Verwaltungsgerichts vom 10. März 2014 
abzuändern und die aufschiebende Wirkung der beim 
Verwaltungsgericht erhobenen Klage anzuordnen. 

 

Der Antragsgegner beantragt, 

 

die Beschwerde zurückzuweisen. 

 

Das Verwaltungsgericht habe zutreffend auf die fehlende Antragsbefugnis eines 

Mieters abgestellt, wenn sich dieser gegen eine für ein Nachbargrundstück erteilte 

Baugenehmigung wende. Die Berufung der Antragsteller auf Verfahren bei denen 

eine Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich werden könne, überzeuge nicht, weil 

hier kein Großprojekt zugelassen werde, das erhebliche Auswirkungen auf die 

Umwelt erwarten lasse. 

 

Die Beigeladene hat sich im Beschwerdeverfahren nicht geäußert 
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Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstands wird auf den Inhalt der 

Gerichtsakten (auch im Klageverfahren) und der beigezogenen Behördenakten 

verwiesen. 

 

II. 

 

Die zulässige Beschwerde bleibt ohne Erfolg. 

 

Die von den Antragstellern dargelegten Gründe, auf die die Prüfung des Senats im 

Beschwerdeverfahren beschränkt ist (§ 146 Abs. 4 Satz 6 VwGO), rechtfertigen im 

Ergebnis keine Abänderung oder Aufhebung des verwaltungsgerichtlichen 

Beschlusses. 

 

Das Verwaltungsgericht hat die Antragsbefugnis der Antragsteller zu Recht verneint. 

Nach § 42 Abs. 2 VwGO ist u.a. die Anfechtungsklage nur zulässig, wenn der Kläger 

geltend macht, durch den Verwaltungsakt in seinen Rechten verletzt zu sein 

(Klagebefugnis). Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ist 

die Klagebefugnis bei einer Anfechtungsklage nach § 42 Abs. 2 VwGO dann zu 

bejahen, wenn nach dem Vorbringen des Klägers die Verletzung seiner Rechte 

möglich ist. Dies ist allerdings dann nicht der Fall, wenn die vom Kläger behaupteten 

Rechte offensichtlich und eindeutig nach keiner Betrachtungsweise bestehen oder 

ihm zustehen können. Ob der Kläger nach seinem zu substantiierenden Vorbringen 

in seinen Rechten verletzt sein kann, ist dabei nach den Vorschriften des materiellen 

Rechts zu beurteilen (BVerwG, U.v. 20.4.1994 – 11 C 17/93 – BVerwGE 95, 333 = 

juris Rn. 11). Diese die Klagebefugnis betreffende Regelung ist u.a. im Verfahren des 

vorläufigen Rechtsschutzes nach §§ 80, 80a VwGO entsprechend anwendbar (vgl. 

Happ in Eyermann, VwGO, 14. Auflage 2014, § 42 Rn. 80 m.w.N.). 

 

Von Vorstehendem ausgehend mangelt es den Antragstellern an der erforderlichen 

Antragsbefugnis, weil die behaupteten Abwehrrechte gegen die der Beigeladenen 

erteilte Baugenehmigung den Antragstellern offensichtlich und nach keiner 

Betrachtungsweise zustehen können. 
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1. Aus den hier im vereinfachten Genehmigungsverfahren nach Art. 59 Satz 1 Nr. 1 

BayBO zu prüfenden Vorschriften über die Zulässigkeit des Vorhabens nach den 

§§ 29 bis 38 BauGB lassen sich keine Abwehrrechte der Antragsteller als Mieter 

einer dem Bauvorhaben benachbarten Wohnung herleiten. 

 

Nachbarschutz aus den Vorschriften des Bauplanungsrechts kann grundsätzlich nur 

der jeweilige – zivilrechtliche – Eigentümer eines benachbarten Grundstücks in 

Anspruch nehmen. Denn das Bebauungsrecht regelt die bauliche und sonstige 

Nutzung der Grundstücke. Es ist grundstücks-, nicht personenbezogen. Zu den 

Aufgaben des Bauplanungsrechts gehört es, die einzelnen Grundstücke einer auch 

im Verhältnis untereinander verträglichen Nutzung zuzuführen. Indem es in dieser 

Weise auf einen Ausgleich möglicher Bodennutzungskonflikte zielt, bestimmt es 

zugleich den Inhalt des Grundeigentums. Demgemäß beruht bauplanungsrechtlicher 

Nachbarschutz auf dem Gedanken des wechselseitigen Austauschverhältnisses; weil 

und soweit der Eigentümer eines Grundstücks in dessen Ausnutzung öffentlich-

rechtlichen Beschränkungen unterworfen ist, kann er deren Beachtung grundsätzlich 

auch im Verhältnis zum Grundstücksnachbarn durchsetzen. Dem Eigentümer 

gleichzustellen ist, wer in eigentumsähnlicher Weise an einem Grundstück dinglich 

berechtigt ist, wie etwa der Inhaber eines Erbbaurechts oder der Nießbraucher; 

ferner auch der Käufer eines Grundstücks, auf den der Besitz sowie Nutzungen und 

Lasten übergegangen sind und zu dessen Gunsten eine Auflassungsvormerkung in 

das Grundbuch eingetragen ist. Wer dagegen lediglich ein obligatorisches Recht an 

einem Grundstück von dessen Eigentümer ableitet (Mieter, Pächter usw.), hat aus 

dieser Rechtsposition gegen die einem Nachbarn erteilte Baugenehmigung 

grundsätzlich kein öffentlich-rechtliches Abwehrrecht. Er kann seine Rechtsposition 

gegenüber dem Eigentümer geltend machen (BVerwG, U.v. 11.5.1989 – 4 C 1/88 – 

BVerwGE 82, 61 = juris Rn. 43 m.w.N.). 

 

Nichts anderes gilt, soweit sich die Antragsteller auf ein aus dem 

Immissionsschutzrecht folgendes Abwehrrecht berufen. Denn das 

Immissionsschutzrecht ist nicht unmittelbar Prüfungsgegenstand im 

Baugenehmigungsverfahren. Lediglich bei der Frage, ob das Vorhaben den 

Anforderungen des planungsrechtlichen Rücksichtnahmegebots genügt, ist darauf 

abzustellen, welche Einwirkungen die Betroffenen nach den Wertungen des 

Immissionsschutzrechts hinzunehmen haben (vgl. BVerwG, U.v. 25.2.1977 – 

4 C 22/75 – BVerwGE 52, 122 = juris Rn. 22; BVerwG, B.v. 20.4.2000 – 4 B 25/00 – 

BauR 2001, 212 = juris Rn. 8 m.w.N.). Nachdem das planungsrechtliche Gebot der 
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Rücksichtnahme weder ein eigenständig zu prüfendes Zulässigkeitserfordernis (vgl. 

BVerwG, B.v. 25.9.2003 – 4 B 68/03 – NVwZ 2004, 108 = juris Rn. 4) noch eine 

allgemeine Härteklausel ist, die über den speziellen Vorschriften des 

Städtebaurechts oder gar des gesamten öffentlichen Baurechts steht, sondern 

Bestandteil einzelner gesetzlicher Vorschriften des Baurechts ist (vgl. BVerwG, B.v. 

11.1.1999 – 4 B 128/98 – BayVBl 1999, 568 = juris Rn. 6), reicht der durch das 

planungsrechtliche Gebot der Rücksichtnahme vermittelte Nachbarschutz nicht 

weiter, als der sich aus den Vorschriften des Bauplanungsrechts ergebende 

Nachbarschutz. Da die Antragsteller als Mieter lediglich ein obligatorisches Recht an 

einem Grundstück von dessen Eigentümer ableiten, können sie sich nicht auf eine 

Verletzung des planungsrechtlichen Rücksichtnahmegebots berufen, denn ein 

nachbarschützendes Rücksichtnahmegebot besteht nur, soweit es der Gesetzgeber 

normiert hat (BVerwG, U.v. 26.9.1991 – 4 C 5/87 – BVerwGE 89, 69 = juris Rn. 36 

m.w.N.). 

 

Die Darlegungen der Antragsteller lassen nicht erkennen, dass die ständige 

Rechtsprechung zum bauplanungsrechtlichen Nachbarschutz aus Anlass des Falls 

einer Fortentwicklung bedürfte. Insbesondere ist es nicht zweifelhaft oder 

unverständlich, dass ein Mieter zwar gegen einen Bebauungsplan, nicht jedoch 

gegen eine aufgrund eines Bebauungsplans erteilte Baugenehmigung vorgehen 

kann. Die Antragsbefugnis obligatorisch Berechtigter im prinzipalen 

Normenkontrollverfahren folgt aus dem in § 1 Abs. 7 BauGB enthaltenen 

Abwägungsgebot, das drittschützenden Charakter hinsichtlich solcher privaten 

Belange hat, die für die Abwägung erheblich sind. Deshalb kann auch das 

Abwägungsgebot „Recht“ im Sinne von § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO sein. 

Abwägungsrelevant kann dabei nicht nur ein durch die Planung berührtes subjektiv-

öffentliches Recht, sondern auch jedes mehr als geringfügige private Interesse sein, 

soweit es schutzwürdig ist. Dies kann auch ein obligatorisches Recht sein (vgl. 

BVerwG, U.v. 5.11.1999 – 4 CN 3/99 – BVerwGE 110, 36 = juris Rn. 15 ff. m.w.N.). 

Die Feststellung der Zulassungsfähigkeit eines Vorhabens nach den §§ 29 bis 38 

BauGB in der Baugenehmigung erfordert demgegenüber keine planerische 

Gestaltungsentscheidung, bei der alle von der Planung berührten Belange 

gegeneinander und untereinander abzuwägen sind. Im Anwendungsbereich der 

§§ 29 bis 38 BauGB regelt das Bauplanungsrecht im Außenverhältnis den Ausgleich 

konfligierender Bodennutzungen und bestimmt damit auf einfachgesetzlicher Ebene 

(nur) den Inhalt des Grundeigentums (Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG). Eine abschließende 

Entscheidung über die Zumutbarkeit von Lärm- oder Geruchsimmissionen gegenüber 
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lediglich obligatorisch Berechtigten ist durch die angefochtene Baugenehmigung 

mithin nicht getroffen worden. 

 

Dass – außer den §§ 29 bis 38 BauGB – sonst im vereinfachten 

Baugenehmigungsverfahren zu prüfende Vorschriften des einfachen Rechts den 

Antragstellern hier ein Abwehrrecht vermitteln könnten, wird nicht eingewandt und ist 

auch nicht ersichtlich. 

 

2. Die Antragsbefugnis entsprechend § 42 Abs. 2 VwGO kann vorliegend auch nicht 

aus einer etwaigen Verletzung von Grundrechten hergeleitet werden. 

 

a) Aus dem Vorbringen der Antragsteller ist nichts zu entnehmen, was ernstlich in 

Betracht ziehen lässt, dass sie vorliegend in ihren Grundrechten aus Art. 2 Abs. 2 

Satz 1 GG oder aus Art. 14 Abs. 1 GG (vgl. BVerfG, B.v. 26.5.1993 – 1 BvR 208/93 – 

BVerfGE 89, 1) verletzt sein könnten. Eine die verfassungsrechtliche 

Zumutbarkeitsschwelle überschreitende Immissionsbelastung durch Lärm (vgl. etwa 

BVerwG, B.v. 30.7.2013 – 7 B 40/12 – juris Rn. 10 m.w.N) oder Gerüche ist auch 

angesichts der tatsächlichen Verhältnisse und des Umfangs des Bauvorhabens 

selbst dann auszuschließen, wenn man mit den Antragstellern davon ausgeht, dass 

der Nutzungsumfang der Pferdebewegungshalle nicht hinreichend bestimmt ist. In 

das Mietrecht wird durch die der Beigeladenen erteilte Baugenehmigung ebenso 

wenig eingegriffen, wie in das aus dem Mietverhältnis folgende Besitzrecht der 

Antragsteller (vgl. BVerwG, B.v. 20.4.1998 – 4 B 22/98 – NVwZ 1998, 956 = juris Rn. 

4). 

 

b) Schließlich gebietet das Grundrecht auf einen effektiven Rechtsschutz gegen Akte 

der öffentlichen Gewalt (Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG) keine Rechtsschutzmöglichkeit 

des Mieters gegen eine dem Bauherrn erteilte Baugenehmigung, weil sich der Mieter 

bei einer planungsrechtlichen Beeinträchtigung des Mietgegenstands zum einen an 

den Vermieter halten kann, von dem er sein Besitzrecht ableitet (klarstellend in 

Art. 66 Abs. 3 Satz 3 BayBO) und ihm zum anderen, wenn die Beeinträchtigung nicht 

im Bereich des Planungsrechts liegt, Abwehransprüche nach anderen 

Rechtsvorschriften zustehen können (vgl. BVerwG, B.v. 20.4.1998 – 4 B 22/98 – 

NVwZ 1998, 956 = juris Rn. 7). Hierzu gehört auch ein im Wege der 

Verpflichtungsklage durchzusetzender etwaiger Anspruch auf Erlass einer 
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Anordnung nach § 24 BImSchG, jedenfalls aber auf fehlerfreie 

Ermessensbetätigung, zur Durchführung der Betreiberpflichten des § 22 Abs. 1 Nr. 1 

und 2 BImSchG. Denn unter „Nachbarschaft“ i.S.d. § 3 Abs. 1 BImSchG ist der 

Personenkreis zu verstehen, der sich regelmäßig im Einwirkungsbereich der Anlage 

aufhält oder Rechte an dort befindlichen Sachen hat (vgl. Kutscheid in 

Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Stand August 2013, Band III, § 3 BImSchG Rn. 6 

ff., § 24 Rn. 37 m.w.N.), also auch der von schädlichen Umwelteinwirkungen 

Betroffene, der ohne selbst Eigentümer eines Grundstücks oder einer Wohnung zu 

sein, seinen Wohnort im Einwirkungsbereich der emittierenden Anlage hat (vgl. 

Kutscheid, a.a.O., § 3 Rn. 6b m.w.N.). § 24 BImSchG ermächtigt die Behörde, zur 

Durchführung der Anforderungen des § 22 BImSchG auch bei einer baurechtlich 

bereits genehmigten Anlage nachträglich die erforderlichen Anordnungen zu treffen, 

und zwar schon dann, wenn die Anlage nicht den Anforderungen des § 22 BImSchG 

entspricht (BVerwG, B.v. 9.3.1988 – 7 B 34/88 – DVBl 1988, 541 = juris Rn. 4). Dabei 

hat die Möglichkeit zivilrechtlichen Vorgehens des (lärm-) gestörten Mieters aus dem 

Mietvertrag nicht generell Vorrang vor der Möglichkeit behördlichen Einschreitens 

gegen den Emittenten (vgl. BVerwG, U.v. 24.9.1992 – 7 C 6/92 – BVerwGE 91, 92 = 

juris Rn. 21 zur Ermessensausübung bei einer Betriebsuntersagung nach § 24, § 25 

BImSchG).  

 

3. Ein subjektives Antragsrecht der Antragsteller lässt sich aus dem Unionsrecht und 

der zu seiner Umsetzung erlassenen Rechtsvorschriften nicht ableiten.  

25 

a) Aus dem der Umsetzung des Art. 9 Abs. 2 des Aarhus-Übereinkommens 

dienenden Umweltrechtsbehelfsgesetz (UmwRG v. 7.12.2006, BGBl. I S. 2816, 

zuletzt geändert durch Gesetz v. 7.8.2013 BGBl. I S. 3154; vgl. BVerwG, U.v. 

5.9.2013 – 7 C 21/12 – BVerwGE 147, 312 = juris Rn. 31 m.w.N.) ergibt sich schon 

deshalb keine Antragsbefugnis der Antragsteller, weil keine „Entscheidung“ i.S.d. § 1 

UmwRG inmitten steht. Das zugelassene Vorhaben kann weder eine Pflicht zur 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung oder einer allgemeinen 

Vorprüfung des Einzelfalls auslösen (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 UmwRG) noch betrifft die 

gegenständliche Baugenehmigung sonst eine andere Entscheidung i.S.v. § 1 Abs. 1 

UmwRG (vgl. Happ in Eyermann, VwGO, 14. Auflage 2014, § 1 UmwRG Rn. 2 ff.). 

Dessen ungeachtet setzt die Anwendbarkeit des Umweltrechtsbehelfsgesetzes auf 

Individualklagen (vgl. § 4 Abs. 3 und § 4a Abs. 4 UmwRG) eine mögliche Verletzung 

subjektiver Rechte voraus, vermittelt aber keine davon losgelöste Klage- bzw. 
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Antragsbefugnis (vgl. Happ, a.a.O., § 2 UmwRG Rn. 13; BVerwG, U.v. 20.11.2012 – 

9 A 30/10 – NVwZ 2012, 573 = juris Rn. 20). 

 

b) Nichts anderes gilt hinsichtlich der von den Antragstellern in Bezug genommenen 

Bestimmung in Art. 10 a Abs. 1 der Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 

1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und 

privaten Projekten in der durch die Richtlinie 2003/35/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 26. Mai 2003 geänderten Fassung (nunmehr: Art. 11 

Abs. 1 der Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

13. Dezember 2011 – ABl. EU Nr. L 26 S. 1). Danach stellen die Mitgliedstaaten im 

Rahmen ihrer innerstaatlichen Rechtsvorschriften sicher, dass Mitglieder der 

betroffenen Öffentlichkeit, die ein (a) ein ausreichendes Interesse haben oder 

alternativ (b) eine Rechtsverletzung geltend machen, sofern das 

Verwaltungsverfahrensrecht bzw. das Verwaltungsprozessrecht eines Mitgliedsstaats 

dies als Voraussetzung erfordert, Zugang zu einem Überprüfungsverfahren vor 

einem Gericht oder einer anderen auf gesetzlicher Grundlage geschaffenen 

unabhängigen unparteiischen Stelle haben, um die materiellrechtliche und 

verfahrensrechtliche Rechtmäßigkeit von Entscheidungen, Handlungen oder 

Unterlassungen anzufechten, für die die Bestimmungen dieser Richtlinie über die 

Öffentlichkeitsbeteiligung gelten (vgl. hierzu auch Art. 9 Abs. 2 und Art. 6 des Aarhus-

Übereinkommens vom 25. Juni 1998; s. ABl. EU Nr. L 124 S. 1, BGBl II 2006, 

S. 1251). Dies ist mit dem Umweltrechtsbehelfsgesetz (s. vorstehend Nr. 3 Buchst. a) 

geschehen. Auf ein weitergehendes Antragsrecht können sich die Antragsteller nicht 

berufen. Denn die Bestimmungen der Richtlinie 2011/92/EU über die 

Öffentlichkeitsbeteiligung gelten wegen Art. 1 Abs. 1 der Richtlinie 2011/92/EU für die 

Umweltverträglichkeitsprüfung bei öffentlichen und privaten Projekten, die 

möglicherweise erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt haben. Nach Art. 1 Abs. 2 

Buchst. e Satz 1 der Richtlinie 2011/92/EU ist die „betroffene Öffentlichkeit“, die von 

umweltbezogenen Entscheidungsverfahren gemäß Art. 2 Abs. 2 der Richtlinie 

betroffene oder wahrscheinlich betroffene Öffentlichkeit oder die Öffentlichkeit mit 

einem Interesse daran. Vorauszusetzen ist deshalb ein umweltbezogenes 

Entscheidungsverfahren gemäß Art. 2 Abs. 2 der Richtlinie 2011/92/EU über ein 

Projekt, das nach Maßgabe des Art. 4 der Richtlinie 2011/92/EU einer 

(Umweltverträglichkeits-) Prüfung unterzogen (Anhang I) wird oder für das eine 

Einzelfallprüfung in Betracht kommt (Anhang II). Das ist hier nicht der Fall, 

insbesondere ist das Vorhaben keine Anlage zur Intensivtierhaltung i.S.d. Anhangs I 

Nr. 17 oder des Anhangs II Nr. 1 Buchst. e der Richtlinie 2011/92/EU. 
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c) Aus der vom Europäischen Gerichtshof aufgestellten „Auslegungsleitlinie“ zu Art. 9 

Abs. 3 des Aarhus-Übereinkommens (vgl. BVerwG, U.v. 5.9.2013, a.a.O., = juris 

Rn. 20 ff. [23] m.w.N.; EuGH, U.v. 8.3.2011 – C-240/09 – NVwZ 2011, 673 = juris) 

lässt sich ebenso wenig ein Antragsrecht zugunsten der Antragsteller herleiten. Art. 9 

Abs. 3 des Aarhus-Übereikommens ist mangels unionsrechtlicher oder 

innerstaatlicher Umsetzung weder unmittelbar anwendbar (vgl. BVerwG, U.v. 

5.9.2013 – 7 C 21/12 – BVerwGE 147, 312 = juris Rn. 30 ff. m.w.N.; vgl. EuGH, U.v. 

8.3.2011 – C-240/09 – NVwZ 2011, 317 Rn. 45; Happ in Eyermann, a.a.O., vor § 1 

UmwrG Rn. 3), noch fordert das Unionsrecht eine Auslegung (hier des 

Bauplanungsrechts) contra legem (vgl. BVerwG ebd. = juris Rn. 36 m.w.N.). Eine 

Auslegung des § 42 Abs. 2 Halbs. 2 VwGO in Richtung einer Ausdehnung des 

Begriffs des subjektiven Rechts anhand der Leitlinie des Art. 9 Abs. 3 des Aarhus-

Übereinkommens kommt hier deshalb nicht in Betracht, weil die innerstaatlichen 

Vorschriften der §§ 29 bis 38 BauGB, soweit es den Nachbarschutz angeht, anders 

als die dem Immissionsschutz dienenden Bestimmungen in erster Linie den 

Ausgleich konfligierender Bodennutzungen im Verhältnis der Grundeigentümer 

untereinander bezwecken. Abgesehen von den Projekten, die möglicherweise 

erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt haben und deshalb der 

Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen (vgl. Richtlinie 2011/92/EU), ist für den 

vorliegenden Fall keine sonstige verbindliche unionsrechtliche Umweltvorschrift 

ersichtlich, an die Art. 9 Abs. 3 des Aarhus-Übereinkommens anknüpfen könnte. 

Schließlich ist den sonstigen Immissionsbetroffenen der unbeschränkte Zugang zu 

gerichtlichen Verfahren eröffnet, soweit sie geltend machen können, schädlichen 

Umwelteinwirkungen ausgesetzt zu sein. 

 

4. Kosten: § 154 Abs. 2, § 159 Satz 2, § 162 Abs. 3 VwGO 

Streitwert: § 47, § 52 Abs. 1, § 53 Abs. 2 Nr. 2 GKG 

 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO). 

 

Gänslmayer                                        Schweinoch                                                König 
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